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Wahlprüfstein von: Berufsverband Dt. Psycholog*innen Landesgruppe RLP  
Antwort von: Die Linke RLP 
Datum: 27.02.2026 
 
 
Psychische Gesundheit als politische Priorität 
 

1. Welche konkreten Maßnahmen plant Ihre Partei, um psychische Gesundheit in 
Rheinland-Pfalz zu einer politischen Priorität zu machen und ressortübergreifend 
nachhaltig zu verankern? 

 
Eine an Patient*innen und ihren Bedarfen orientierte Gesundheitsversorgung ist ein 
zentrales Anliegen von Die Linke RLP. Wir wollen, dass die Gesundheitsversorgung in 
öffentliche Hand kommt und dass das Fallpauschalen-System beendet wird: Hin zu einer 
Orientierung an Bedarfen und nicht an Fallzahlen. Zudem wollen wir kommunale 
Behandlungszentren ausbauen, in denen Psychotherapie gemeinsam mit anderen 
Fachkräften (Ergotherapie, Physiotherapie, Sozialarbeiter*innen und Pflegefachkräften) und 
Ärzt*innen die Patient*innen vor Ort versorgen. So kann eine ressortübergreifende und 
nachhaltige Zusammenarbeit gut funktionieren. Hier kann auch der Ort sein, um z.B. 
Ersteinschätzungssysteme zu etablieren, um Patient*innen sowohl in der passenden 
Vermittlung sowie Terminvergabe zu unterstützen. Eine gute Vernetzung vor Ort wird auch 
eine Zusammenarbeit und Vernetzung z.B. zu Schulpsycholog*innen ermöglichen.  
Wir möchten außerdem betonen, dass psychische Erkrankungen nicht nur ein individuelles 
Problem sind, sondern auch ein gesellschaftliches. Daher setzen wir uns gegen prekäre und 
überlastende Arbeitsverhältnisse, Armut, Diskriminierungs- und Gewalterfahrungen ein 
sowie ein Schulsystem, dass auf Förderung und individuelle Entwicklung setzt, statt auf 
Disziplinierung, Leistung und Vergleichbarkeit. 
 

2. Wie wollen Sie der Stigmatisierung psychischer Erkrankungen entgegenwirken 
und die öffentliche Aufklärung über psychische Gesundheit fördern? 

 
Wir sehen, dass in den letzten Jahren bereits einige Vorurteile sowie Stigmatisierungen ab-
gebaut werden konnten und psychische Erkrankungen bessere gesellschaftliche Akzeptanz 
finden. Dennoch bestehen sie weiterhin, sodass wir öffentliche Aufklärungskampagnen für 
wichtig halten. Sowohl an Schulen, am Arbeitsplatz oder in Ausbildung oder Studium wollen 
wir Initiativen fördern, die über psychische Erkrankungen informieren und Stigmatisierungen 
und Vorurteile abbauen. Wir sehen auch einen großen Mehrwert darin, Awareness-Struktu-
ren in allen öffentlichen Bereichen auszubauen, damit diese endlich selbstverständlich wer-
den.  
Ein wichtiger Aspekt gegen die Stigmatisierung von psychischen Erkrankungen ist für uns, 
Betroffene besser in Alltag und Gesellschaft zu integrieren, z.B. durch einen besseren Zu-
gang zum allgemeinen Arbeitsmarkt. Auch die Anerkennung von Erfahrungswissen von z.B. 
Psychiatrie-Erfahrenen als eigenständige fachliche Kompetenz und die Anerkennung der Ar-
beit von sog. Genesungsbegleiter*innen halten wir für sehr relevant. Und schließlich möch-
ten wir, dass Selbsthilfe als Teil der Regelversorgung anerkannt wird. All das sind Maßnah-
men, die für Betroffene Teilhabe ermöglicht und damit darin stärkt, Stigmatisierungen abzu-
bauen. 
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3. Wie stellen Sie sicher, dass alle Menschen – unabhängig von Einkommen, Bil-
dungsstand oder Wohnort – gleichberechtigten Zugang zu psychologischer Ver-
sorgung und Unterstützung im Land erhalten?  

 
Wie bereits in der 1. Frage beantwortet, wollen eine grundlegende Reform des Gesundheits-
systems hin zu mehr öffentlicher Verantwortung und den Ausbau von kommunalen Behand-
lungszentren. Wohnortsnahe z.B. in kommunale Behandlungszentren integrierte Beratungs-
stellen hinsichtlich psychologischer Erkrankungen halten wir für wichtig. Konzepte aufsu-
chender Arbeit sowie Vernetzung mit Quartieren / Stadtteil-Manager*innen finden wir 
ebenso wichtig. 
Wichtig ist uns zudem, dass es bei psychischen Erkrankungen keine pauschalen Regelungen 
darüber geben darf, wie lange eine Behandlung dauert und eine solche Beschränkung darf 
kein Instrument sein, um mehr Plätze zu schaffen. Wir wollen auch, dass die 
Kostenerstattung durch die Krankenkassen vereinfacht und zuverlässiger geregelt wird.  
Insgesamt werden wir einen Ausbau psychotherapeutischer Behandlung anstreben, d.h. für 
uns: mehr Kassenpsychotherapien (durch höhere Bedarfsplanung), Ausbau der Kinder- und 
Jugendpsychiatrie sowie PIA-Angebote und eine bessere Finanzierung der 
Sozialpsychiatrischen Dienste. Und wir wollen, dass die Therapeut*innenausbildung endlich 
reformiert wird und ausgebildete Fachkräfte schneller zur Verfügung stehen. 
Zuletzt ist uns ein flächendeckender, gesetzlich verankerter Krisendienst nach dem Vorbild 
Bayerns wichtig, damit Menschen in seelischen Notlagen rund um die Uhr schnelle, 
niederschwellige und qualifizierte Unterstützung erhalten - unabhängig von Wohnort und 
Einkommen. 
 
Versorgungssituation und Wartezeiten 
 

1. Welche Maßnahmen planen Sie, um lange Wartezeiten auf psychotherapeutische 
Behandlung – insbesondere auch im ländlichen Raum – zu verkürzen? Werden Sie 
Konzepte wie Übergangstherapien einführen bzw. ausbauen, damit Betroffene in 
der Zwischenzeit fachliche Unterstützung erhalten? 
 

Wesentlich für uns ist vor allem die Schaffung von mehr Kassenpsychotherapien – weil ihr 
Mangel gerade zu langen Wartezeiten führt. Da dies jedoch eine langfristig angelegte Auf-
gabe ist, halten wir Übergangstherapien für richtig. 
 

2. Wie wollen Sie die Zusammenarbeit zwischen ambulanter Therapie, klinischer Be-
handlung und ergänzenden Angeboten verbessern, um psychisch erkrankte Men-
schen nahtlos und wohnortnahversorgen zu können? 

 
Die bereits in Frage 1 erwähnten kommunalen Behandlungszentren sollen genau diese Zu-
sammenarbeit ermöglichen und professionalisieren, damit Patient*innen im gesamten Pro-
zess Unterstützung bekommen. Wichtig ist uns hierbei, dass Patient*innen in ihren Rechten 
gestärkt werden, Mitsprache haben und dass Heilberufe sowie Selbsthilfe-Gruppen aufge-
wertet werden. 
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3. Werden Sie den Einsatz multiprofessioneller Teams (z.B. enge Kooperation von 
Psycholog*innen, Ärzt*innen und Sozialarbeiter*innen) oder digitale Angebote 
gezielt fördern, um Versorgungslücken zu schließen und die Betreuung ganzheit-
lich zu verbessern? 

 
Ja, auf jeden Fall. Multiprofessionelle Teams halten wir für besonders wichtig und eine Er-
gänzung (keine Ersetzung!) durch digitale, gezielt eingesetzte Angebote stehen wir ebenso 
offen gegenüber. 
 

4. Wie gedenken Sie, der steigenden Nachfrage nach psychologischer Unterstützung 
für ältere Menschen gerecht zu werden? Planen Sie spezielle Angebote für Se-
nior*innen – etwa psychologische Betreuung in Pflegeeinrichtungen oder mobile 
Beratungsdienste – auszubauen? 

 
Psychologische Betreuung in Pflegeeinrichtungen halten wir für sehr wichtig, ebenso mobile 
und aufsuchende Beratungsangebote. Für wichtig halten wir auch den Ausbau nachbar-
schaftlicher und konsumfreier Orte und Räume, bei denen immer auch Informationen für 
psychologische Hilfe vorhanden sein müssen. Einsamkeit und ihre Folgen sind besonders 
Thema für Senor*innen wie junge Menschen. Daher halten wir es für wichtig, Begegnung-
sorte zu schaffen und entsprechende Projekte auf Dauer zu fördern.  
Zuletzt fordern wir eine solidarische Gesundheits- und Pflegeversicherung, das ist eine Vor-
sorge gegen Altersarmut, die häufig zur Konsequenz Isolierung und Vereinsamung hat. 
 

5. Welche Maßnahmen sehen Sie im Ausbau der Schulpsychologie zur Versorgung 
von Kindern und Jugendlichen? Was werden Sie unternehmen, um die schulpsy-
chologische Versorgung im Land deutlich zu verbessern? Planen Sie, Schulpsy-
cholog*innen in ausreichender Zahl einzustellen und als festen Bestandteil multi-
professioneller Betreuungsteams an Schulen zu verankern, damit Schüler*innen 
bei psychischen Problemen frühzeitig Hilfe erhalten? 

 
Ja! Wir planen mehr Schulpsycholog*innen einzustellen und zu einem festen Bestandteil 
multiprofessioneller Betreuungsteam an Schulen zu verankern. Wir wollen, dass solche 
Teams besser an Schulen verankert werden und zum Schulalltag ganz selbstverständlich 
gehören - ohne Furcht vor Stigmatisierung. Wichtig ist uns zudem, dass eine Vernetzung zu 
Jugendtreffs und weiteren Einrichtungen einstehen kann, damit z.B. Sozialarbeiter*innen an 
vielen Stellen für Kinder und Jugendliche ansprechbar bleiben und vermitteln können. 
Anmerken möchten wir zuletzt, dass der Schulalltag selbst durch z.B. Leistungsdruck und 
soziale Selektion eine Gesundheitsgefährdung darstellen kann. Wir wollen eine „Schule für 
alle“ nach skandinavischem Vorbild, wir wollen weg vom mehrgliedrigen Schulsystem, keine 
verpflichtenden Hausaufgaben und einen Fokus auf Förderung und Entfaltung statt auf Leis-
tungsdruck und Disziplin. Für uns ist das nicht nur ein Beitrag für bessere Bildung und sozi-
ale Gerechtigkeit, sondern auch für die Gesundheit von Kindern und Jugendlichen. 
 

6. Wie wollen Sie Lehrkräfte und pädagogisches Personal dabei unterstützen, psy-
chische Probleme von Kindern und Jugendlichen früh zu erkennen und angemes-
sen darauf zu reagieren? 

 
Zunächst sehen wir in der Verankerung und Etablierung multiprofessioneller Teams an Schu-
len die Basis, die für das gesamte pädagogische Personal einen Professionalisierungspro-
zess bedeuten wird. Regelmäßige Evaluierungen und Schulungen müssen Teil eines solchen 
Prozesses sein. Zudem sollte bereits in der Lehrer*innenausbildung sowie den Ausbildungen 
anderer pädagogischer Berufe, die an Schulen tätig sind, entsprechende Basiskenntnisse 
vermittelt werden. 
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7. Sind Fortbildungen, schulische Präventionsprogramme oder andere Maßnahmen 
vorgesehen, um eine “gute gesunde Schule” zu fördern? 

 
Da wir noch nicht Teil des Landtages sind, haben wir entsprechende Maßnahmen noch nicht 
eingeplant, werden dies bei einem Landtagseinzug jedoch priorisiert tun. 
 
Aus- und Weiterbildung von Psychotherapeut*innen (PiA / PTW) 
 
1. Wie wollen Sie die weiterhin prekären Bedingungen für Psychotherapeut*innen in 

Ausbildung (PiA) verbessern? Werden Sie landesweit Initiativen ergreifen, um 
faire Vergütungen und angemessene Arbeitsbedingungen für PiA in der Über-
gangszeit bis zur neuen Ausbildungsgeneration sicherzustellen? 

 
Auf jeden Fall! Grundsätzlich wollen wir, dass jede Ausbildung vollqualifizierend und gebüh-
renfrei sein soll. Wir sind an Ihrer Seite im Kampf um eine faire Vergütung, gute Arbeitsbe-
dingungen und dem Ende prekärer Verhältnisse. Für PiA braucht es eine tarifvertragliche 
Einbindung sowie eine klare Sicherheitsgarantie, ihre Ausbildung beenden zu können. 
 
2. Welche Schritte planen Sie, um die reformierte Psychotherapeut*innenausbildung 

(nach PsychThG 2020) in Rheinland-Pfalz erfolgreich umzusetzen? Insbesondere: 
Wie soll die Finanzierung der neuen Weiterbildungsstellen gewährleistet und die 
angemessene Vergütung angehender Psychotherapeut*innen sichergestellt wer-
den? 

 
Wie bereits erwähnt, wollen wir, dass jede Ausbildung vollqualifizierend und gebührenfrei 
sein soll. Hinzukommt eine grundlegende Reform der Bedarfsplanung, die sich an den tat-
sächlichen Bedarfen orientiert. Wir sehen das Land in der Pflicht bei der Finanzierung neuer 
Weiterbildungsstellen sowie bei der Schaffung einer klaren gesetzlichen Regelung. Eine Ein-
bindung in Tarifstrukturen ist uns bei einer angemessenen Vergütung wesentlich. 
 
3. Werden Sie sich dafür einsetzen, die Ausbildungskapazitäten im Bereich Psycho-

logie und Psychotherapie zu erhöhen – etwa durch mehr Studienplätze an Hoch-
schulen und geförderte Weiterbildungsstellen –, um dem wachsenden Bedarf an 
Fachkräften gerecht zu werden? 

 
Ja, das werden wir! 
 
Psychologische Kompetenz im Arbeitsschutz in Rheinland-Pfalz 
 

1. Wie möchten Sie sicherstellen, dass psychische Belastungen in der Arbeitswelt 
ernst genommen werden?  

 
Wir wollen u.a., dass Gesundheitsbeauftragte in Betrieben gesetzlich festgeschrieben und 
mit Mitspracherechten ausgestattet werden. Darüber hinaus braucht es Aufklärungskam-
pagnen sowie die Etablierung von betrieblichen Strukturen, die Zusammenarbeit auf ver-
schiedenen Ebenen reflektieren helfen.  
 

2. Werden Sie darauf hinwirken, dass die gesetzliche Pflicht zu Gefährdungsbeurtei-
lungen psychischer Belastungen in Betrieben konsequent umgesetzt und durch 
die Aufsichtsbehörden stärker kontrolliert wird? 

 
Ja, das werden wir!  
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3. Welche Maßnahmen plant ihre Partei, die Beteiligung psychologischer Fachkräfte 
an der Gefährdungsbeurteilung und Maßnahmenentwicklung gesetzlich voranzu-
treiben? 

 
Wir unterstützen Gewerkschaften, Betriebsräte und Personalräte im Kampf um mehr 
Mitbestimmung im Arbeits- und Gesundheitsschutz und bei der Durchsetzung der Gesetze, 
die die Beschäftigten besser schützen sollen. Eine Einbindung von psychologischen 
Fachkräften durch die Schaffung entsprechender Beiräte / Beratungsagenturen halten wir 
für unerlässlich.  
 
Psychologische Grundversorgung in Kitas und Familienzentren stärken 
 

1. Wie wollen Sie gewährleisten, dass psychische Entwicklungsauffälligkeiten und 
Risiken im Vorschulalter frühzeitig erkannt werden? Ist geplant, Kinderärzt*innen, 
Kitas oder andere frühkindliche Einrichtungen besser dabei zu unterstützen, 
Warnzeichen zu erkennen und Familien gezielt zuzuführen? 

 
Genau wie an Schulen wollen wir auch für Kitas multiprofessionelle Teams, die eine solche 
Unterstützung und entsprechende Vermittlung gewährleisten können. Ja, eine solche Unter-
stützung wollen wir ausbauen. Die bereits erwähnten kommunalen Behandlungszentren 
werden auch hinsichtlich psychischer Entwicklungsauffälligkeiten und Risiken im Vorschulal-
ter hilfreich sein. Zudem ist auch das pädagogische Personal entsprechend auszubilden 
bzw. weiterzubilden. Allgemein sehen wir hier als einen wichtigen Schritt den Ausbau der 
Arbeit / Integration mit den Familien, wobei dies ganz wesentlich an einer Erhöhung des Per-
sonalschlüssels des Kita-Personals abhängt sowie mit entsprechenden Verfügungszeiten 
und Deputaten.  
 

2. Plant ihre Partei die frühkindlichen psychologischen Hilfsangebote auszubauen 
und ausreichend zu finanzieren? Wie gedenken Sie insbesondere, Frühförderstel-
len und ähnliche interdisziplinäre Angebote personell mit Psycholog*innen zu 
stärken, damit Kinder mit Entwicklungsverzögerungen oder Verhaltensauffällig-
keiten zeitnah gefördert werden können? 

 
Ja, auf jeden Fall! Mit einer Stärkung der öffentlichen Kinder- und Jugendhilfe wollen wir 
auch solche Frühförderstellen personell besser aufstellen und insbesondere die Arbeitsbe-
dingungen verbessern.  
 

3. Wie werden Sie die bestehenden Programme der Frühen Hilfen und andere nied-
rigschwellige Beratungs- und Unterstützungsangebote für Eltern kleiner Kinder 
stärken, um psychischen Belastungen in Familien früh vorzubeugen? 

 
Uns ist es wichtig, entsprechende Träger solcher niederschwelliger Beratungs- und Unter-
stützungsangebote finanziell dauerhaft zu stärken und auszubauen.  
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Wissenschaftliche Fundierung und Qualitätssicherung 
 

1. Wie werden Sie sicherstellen, dass staatliche Angebote im Land qualitativ hoch-
wertig, evidenzbasiert und wissenschaftlich fundiert sind? Planen Sie z.B. die Ein-
führung spezifischer Qualitätsstandards, Gütesiegel oder die Förderung von Wirk-
samkeits-Evaluationen, um eine kontinuierliche Qualitätssicherung zu gewährleis-
ten? 

 
Eine Anbindung an aktuelle Forschungsergebnisse und wissenschaftliche Standards auf 
dem wissenschaftlichen Gebiet und verstetigte Strukturen zum Austausch von Politik und 
Wissenschaft halten wir hierbei für wesentlich. Wir wollen darüber hinaus selbstverständlich 
Mittel bereitstellen, um staatliche Angebote zu evaluieren und darauf aufbauend wissen-
schaftlich fundiert entsprechende Qualitätsstandards abzuleiten. Nur so kann ein Professio-
nalisierungsprozess fortgeführt und Angebote verbessert werden. Denkbar ist für uns, hier-
für entsprechende Aufsichtsräte zu gründen.    
 

2. Welche Schritte beabsichtigen Sie gegen unqualifizierte „psychologische“ Bera-
tungsangebote, insbesondere im Internet, die Verbraucher*innen verunsichern 
können? Halten Sie eine stärkere rechtliche Regulierung oder einen Titelschutz für 
den Beruf Psycholog*in für notwendig, um die Bevölkerung vor irreführenden An-
bietern zu schützen und die Professionalität des Berufsstands zu sichern? 

 
Im Sinne der Stärkung des Verbraucherschutzes halten wir hier klarere rechtlichere Regulie-
rungen für wichtig und können uns gerade im digitalen Räumen die Arbeit mit entsprechen-
den Siegeln vorstellen. Zudem braucht es auch hier Informationsmaterial sowie Aufklärungs-
kampagnen. 
 
Berufliche Selbstverwaltung und Mitbestimmung 
 

1. Welche Rolle messen Sie den Kammern und Berufsverbänden bei gesundheitspoli-
tischen Entscheidungsprozessen auf Landesebene bei? Wie möchten Sie deren 
Expertise stärker einbinden? 

 
Grundsätzlich halten wir eine Einbindung von Berufsverbänden sowie anderen Interessen-
vertreter*innen bzw. Patient*innenorganisationen in Form von Beiräten für wesentlich.   
 
Fachkräftesicherung in Psychologie und Psychologische Psychotherapie, Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapie, Fachpsychotherapeut*innen nachhaltig gestalten 
 

1. Wie wollen Sie der Fachkräftesicherung begegnen? Welche Strategien verfolgen 
Sie, um mehr qualifizierte Fachleute zu gewinnen und im Land zu halten – insbe-
sondere auch in ländlichen Regionen, wo die Versorgungslage oft besonders an-
gespannt ist? 

 
Grundsätzlich sind wir davon überzeugt, dass eine Fachkräftesicherung vor allem durch 
gute Ausbildung, faire Vergütung und gute Arbeitsverhältnisse mit klaren Mitspracherechten 
gelingt. Hierzu gehört wesentlich – besonders auf dem Land – die Schaffung einer Infra-
struktur, die ein gutes Leben ermöglicht. Für uns heißt das z.B.: Die Schaffung von bezahl-
barem Wohnraum (wir wollen eine landeseigene Wohnbaugesellschaft gründen), Ausbau 
des ÖPNV (perspektivisch Null-Euro-Ticket), eine Gesundheitsversorgung in öffentlicher 
Hand, Förderung regionaler Versorgungsstrukturen sowie die Senkung von Lebenshaltungs-
kosten (z.B. Strom- und Gaspreise regulieren und deckeln). Wer in RLP ein gutes Leben füh-
ren kann, in einer lebendigen, infrastrukturell gut aufgestellten Gemeinde, wird auch bleiben 
wollen.  
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Wir streben zudem eine Entbürokratisierung in der medizinischen Versorgung an und wollen 
eine zweite medizinische Hochschule. Und zuletzt sehen wir in einer schnelleren und verein-
fachteren Anerkennung ausländischer Abschlüsse einen wichtigen Schritt.  
 

2. Werden Sie sich für bessere Arbeitsbedingungen und Karriereperspektiven für 
psychologische Fachkräfte einsetzen, insbesondere im öffentlichen Dienst, in Kli-
niken, Schulen und Beratungsstellen? 

 
Ja, auf jeden Fall! Wir halten ihre Arbeit für systemrelevant und einen wichtigen Beitrag für 
die Ermöglichung eines selbstbestimmten und gesunden Lebens in einer solidarischen Ge-
sellschaft, in der das Wohl des Gegenübers wichtiger ist als die Renditen von Klinik- oder 
Wohnkonzernen.  
 

3. Welche Maßnahmen (z.B. leistungsgerechte Bezahlung, zusätzliche Stellen, Auf-
stiegsmöglichkeiten) halten Sie für nötig, um diese Berufe attraktiver zu machen 
und Abwanderung oder Berufswechsel zu verhindern? 

 
Wie bereits erwähnt, sind wir an Ihrer Seite für bessere Bezahlung, die Schaffung von mehr 
Stellen und natürlich auch bessere Aufstiegsmöglichkeiten – unser Ziel ist sind flächende-
ckende Tarifverträge im Gesundheitswesen. Die Schaffung bessere Arbeitsbedingungen ist 
für uns auch die Basis für Rückanwerbungs-Programme sowie von Ausbildungsoffensiven. 
Zudem haben wir bereits in Frage 1 die Notwendigkeit einer guten Infrastruktur erwähnt.  
 
 
 
 


